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A n t r a g

Der Landtag wolle beschließen,
die Landesregierung zu ersuchen,

I.	 zu berichten,

	 1.	� wie hoch sie zu welchem Stand die nicht genutzten Schulden aus der Coro-
nabekämpfung beziffert;

	 2.	� wie sie heute zu den Aussagen aus der Stellungnahme zum Antrag der FDP/
DVP Drucksache 17/4129 steht, voraussichtlich alle Coronanotlagenkredite 
zu benötigen;

	 3.	� welche Projekte und Programme, die sie aus der Schuldenaufnahme aus der 
Ausnahmekomponente seit 2020 finanziert hat, bis zum 31. Dezember 2021 
nicht vollständig abgewickelt und ausgezahlt waren und welcher Restbetrag 
ggf. am 1. Januar 2022 noch offen war;

	 4.	� wie das Verhältnis zwischen den über die Konjunkturkomponente im Zwei-
ten Nachtrag zum Haushaltsplan 2020/2021 im Herbst 2020 aufgenomme-
nen 6,4 Milliarden zu den am Jahresende 2020 festgestellten Mindereinnah-
men im Jahr 2020 war;

	 5.	� wie sie die daraus entstehenden überzähligen Verschuldungsrechte, die sie 
nicht zur Abdeckung von Mindereinnahmen im Jahr 2020 genutzt hat, wei-
terverwendet hat;

	 6.	� wie sie vor dem Hintergrund der Entscheidung des Bundesverfassungsge-
richts (BVerfG) hinsichtlich des Haushaltsgrundsatzes der Jährigkeit die 
Verwendung der aufgenommenen Schulden seit 2020 bewertet;
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	   7.	� ob aus ihrer Sicht nach dem Urteil des BVerfG in den Jahren 2022 und 
2023 eine weitere Feststellung der Notlage zur Kreditaufnahme und/oder 
zur Verausgabung notwendig gewesen wäre bzw. ist;

	   8.	� auf welcher Berechnungsgrundlage die Aussage des Finanzministers in 
der Regierungspressekonferenz vom 7. November beruht, dass im Falle 
eines Nachtragshaushalts das Land 1,4 Milliarden Euro mehr tilgen müsse 
als im Doppelhaushalt 2023/2024 vorgesehen;

	   9.	� welche Schuldentilgung sie aktuell aufgrund des Tilgungsplans der Aus-
nahmeschulden sowie bei der Konjunkturentwicklung plant;

	 10.	� wie ihr Plan zur Tilgung der aufgenommenen Schuldenrechte vor 2020 
(sogenannten Altschulden) ist, und wie sich aktuell die Zinsbelastungsent-
wicklung aus den aufgenommenen Krediten darstellt;

	 11.	 wann sie einen Plan zur Rückgabe welcher Verschuldungsrechte vorlegt;

	 12.	� welche Folgen für ihre Handlungsweisen hinsichtlich Schuldenmanage-
ment oder Liquidität etc. sie aus dem Urteil des Bundesverfassungsge-
richts vom 15. November 2023 (2 BvF 1/22) ableitet;

	 13.	� wie sie im Lichte der Aussage des Urteils hinsichtlich der notwendigen 
Zurechnung der Nutzung von früher eingeräumten Krediten zu den Schul-
denbremse-Regeln des Jahrs der Nutzung eine ggf. geplante Verwendung 
der bis zu 24 Milliarden ungenutzter Kreditrechte bewertet;

	 14.	� wie sie heute die Befüllung des Programms „Zukunftsland BW – stärker 
aus der Krise“ mit Mitteln aus der Schuldenaufnahme des Zweiten Nach-
trags im Oktober 2020 hinsichtlich des Veranlassungszusammenhangs zur 
Pandemie – auch hinsichtlich der Gesetzesbegründung – bewertet;

	 15.	� welche Konkretisierungen sie ggf. in der Landeshaushaltsordnung oder/
und in der Landesverfassung aufgrund des Urteils des Bundesverfas-
sungsgerichts als notwendig ansieht und wann sie plant, diese zu diskutie-
ren bzw. vorzulegen;

II.	� alle bisher nicht genutzten Schuldenrechte aus der Zeit zwischen 2020 und 
2022 sowohl aus der Ausnahme- als auch der Konjunkturkomponente schnellst-
möglich zurückzugeben sowie die verwendeten Mittel der mit Schulden aus 
dieser Zeit finanzierten Programme ohne Coronabezug im Sinne des Bundes-
verfassungsgerichtsurteils ebenfalls schnellstmöglich zu tilgen.

21.11.2023

Dr. Rülke, Brauer
und Fraktion

B e g r ü n d u n g

Der Schuldenstand des Landes hat sich von knapp über 45 Milliarden Euro durch 
die Kreditaufnahmen in der Pandemie auf ca. 60 Milliarden Euro erhöht. 8,1 Mil-
liarden davon wurden unter Geltung der neuen Schuldenbremse-Regeln seit 2020 
über die sogenannte Ausnahmekomponente aufgenommen, also bei Vorliegen 
einer Katastrophe oder ausgewöhnlichen Notlage für die Finanzlage des Landes. 
6,5 Milliarden  aufgrund des Einbruchs der Wirtschaft in der Pandemie über die 
sogenannte Konjunkturkomponente.
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Der Bund hat dies unter vergleichbaren verfassungsrechtlichen Voraussetzungen 
ebenfalls getan. Er hat allerdings nicht mehr benötigte Schuldenrechte aus der 
Coronanotlage für Klimaschutz und Transformation unter der Prämisse umgewid-
met, dass diese als eine Art Konjunkturprogramm für den Aufholprozess nach der 
Pandemie dienen sollen.

Mit Urteil vom 15. November 2023 (2 BvF 1/22) hat das Bundesverfassungsge-
richt (BVerfG) diese konkrete Umwidmung für nichtig erklärt, da das Nachtrags-
gesetz – neben einigen Verstößen gegen Haushaltsgrundsätze – nicht ausreichend 
begründet habe, warum die Investitionen in Klimaschutz und Transformation 
eine konkrete Hilfe bei der Bekämpfung der Pandemie(-folgen) seien. Dazu seien 
Schuldenreserven über die konkrete Haushaltsperiode hinaus nicht zulässig.

Das Land Baden-Württemberg hat neben den Schulden aus der Ausnahmekompo-
nente auch solche aus der Konjunkturkomponente aufgenommen, die auf Basis 
einer negativen Sondersteuerschätzung im September 2020 bezüglich der konkre-
ten Einnahmeentwicklung im Coronajahr 2020 wesentlich mehr Schuldenaufnahme 
zum Ausgleich von Mindereinnahmen gestattete als am Ende wirklich nötig war. 
Teile davon wurden für Investitions- bzw. Förderprogramme mit zweifelhaftem 
Bezug zur Pandemiebekämpfung reserviert. Tatsächlich handelte es sich häufig 
um Projekte der Ministerien, die bei vorherigen Haushaltsaufstellungen nicht zum 
Zuge kommen konnten, insbesondere im Programm „Zukunftsland BW – stärker 
aus der Krise“.

Aktuell gibt das Finanzministerium auf Nachfrage an, von den in der Pandemie 
gewährten 14,6 Milliarden Verschuldungsrechten nur ca. 10,3 Milliarden benötigt 
zu haben und den Rest „tilgen zu wollen.“ Diese Aussage ist aus mehreren Grün-
den missverständlich: 1.) tilgt die Landesregierung diese Schulden selbstverständ-
lich, schließlich war sie verpflichtet, für die Schulden aus der Ausnahmekom­
ponente einen Tilgungsplan mit zu beschließen; 2.) tilgt sie die Schulden aus der 
Konjunkturkomponente auch automatisch symmetrisch im Konjunkturverlauf;  
3.) wird nicht gesagt, wann und wie das ggf. vorgezogen werden soll.

S t e l l u n g n a h m e

Mit Schreiben vom 18. November 2023 Nr. FM2-0407.3-3/2 nimmt das Ministe-
rium für Finanzen zu dem Antrag wie folgt Stellung: 

Der Landtag wolle beschließen,
die Landesregierung zu ersuchen,

I.	 zu berichten,

1.	�wie hoch sie zu welchem Stand die nicht genutzten Schulden aus der Corona
bekämpfung beziffert;

Zu 1.: 

Davon ausgehend, dass es sich um eine Frage zur Verwendung der Coronanot-
kredite handelt, kann Folgendes mitgeteilt werden. 

Im Jahr 2020 wurden 7 198,0 Millionen Euro im Rahmen von Coronanotkrediten 
aufgenommen. Davon wurden 2 198,0 Millionen Euro im Jahr 2020 direkt an die 
Kommunen zur Bewältigung der Coronakrise weitergeleitet. Die übrigen 5 000 
Millionen Euro wurden der Rücklage für Haushaltsrisiken zugeführt.
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Im Jahr 2020 wurden 2 944,6 Millionen Euro für Maßnahmen mit unmittelbarem 
Coronabezug der Rücklage entnommen. Hierbei war die Befüllung des Beteili-
gungsfonds in Höhe von 1 000,0 Millionen Euro enthalten. 

Im Jahr 2021 wurden im Rahmen des Dritten Nachtrags zum Staatshaushaltsplan 
2020/2021 weitere 941,7 Millionen Euro im Rahmen von Notlagenkrediten auf-
genommen und ebenfalls der Rücklage für Haushaltsrisiken zugeführt.

Im Jahr 2021 wurden 2 478,5 Millionen Euro für Maßnahmen mit unmittelbarem 
Coronabezug der Rücklage entnommen.

Im Jahr 2022 wurde der Beteiligungsfonds wieder aufgelöst und ein Teilbetrag 
von 484,7 Millionen Euro zur Sondertilgung der Coronanotkredite in Höhe von  
942 Millionen Euro verwendet. Weitere 506,3 Millionen Euro wurden zur  
Deckung der bestehenden coronabezogenen Einwilligungen wieder der Rücklage 
für Haushaltsrisiken zugeführt.

Im Jahr 2022 wurden 1 521,5 Millionen Euro für Maßnahmen mit unmittelbarem 
Coronabezug der Rücklage entnommen. 

In den Jahren 2020 bis 2022 gab es Erstattungen des Bundes sowie sonstige Rück-
zahlungen/Rückbuchungen mit direktem Coronabezug in Höhe von 421,0 Millio-
nen Euro, die den Ausgaben gegengerechnet werden.

Die Ausgaben mit unmittelbarem Coronabezug zum Jahresende 2022 übersteigen 
die aus Notlagenkrediten aufgenommenen Mittel bereits deutlich. Es wird ersicht-
lich, dass Ausgaben mit Coronabezug auch aus bereits etatisierten Mitteln bestrit-
ten wurden. 

Die zum Jahresende 2022 noch bestehenden Einwilligungen müssen mithin ins-
gesamt aus Mitteln, die nicht notlagenkreditfinanziert sind, gedeckt werden.

2.	�wie sie heute zu den Aussagen aus der Stellungnahme zum Antrag der FDP/
DVP Drucksache 17/4129 steht, voraussichtlich alle Coronanotlagenkredite zu 
benötigen;

Zu 2.:

Wie aus der Antwort zu Ziffer 1 ersichtlich, ergeben sich keine ungebundenen 
Mittel aus den aufgenommenen Coronanotkrediten. 
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3.	�welche Projekte und Programme, die sie aus der Schuldenaufnahme aus der 
Ausnahmekomponente seit 2020 finanziert hat, bis zum 31. Dezember 2021 
nicht vollständig abgewickelt und ausgezahlt waren und welcher Restbetrag 
ggf. am 1. Januar 2022 noch offen war;

Zu 3.:

Zur Antwort wird auf die Antworten zu Ziffer 1 und den Bericht an den Finanz-
ausschuss zum 30. Dezember 2022 (Anlage 1) verwiesen.

4.	�wie das Verhältnis zwischen den über die Konjunkturkomponente im Zweiten 
Nachtrag zum Haushaltsplan 2020/2021 im Herbst 2020 aufgenommenen 6,4 Mil-
liarden zu den am Jahresende 2020 festgestellten Mindereinnahmen im Jahr 
2020 war;

5.	�wie sie die daraus entstehenden überzähligen Verschuldungsrechte, die sie 
nicht zur Abdeckung von Mindereinnahmen im Jahr 2020 genutzt hat, weiter-
verwendet hat;

Zu 4. und 5.:

Beim Zweiten Nachtrag zum Staatshaushaltsplan 2020/2021 gingen auch die auf 
Basis der Interimsprojektion 2020 berechneten Konjunkturkredite in ein Gesamt-
deckungskonzept ein. Dort enthalten waren zum Zeitpunkt der Aufstellung des 
Nachtrags alle bekannten Mehrbedarfe und Mindereinnahmen. So ergab alleine 
die Steuerschätzung im September 2020 Mindereinnahmen von 4,4 Milliarden 
Euro. Dazu kamen noch konjunkturbedingte Mehrbedarfe, die nicht über Corona-
notkredite abgedeckt werden konnten. 

Überzählige Verschuldungsrechte sind insofern nicht entstanden, da diese als Fi-
nanzierung für vom Landtag beschlossene, konkrete Projekte hinterlegt sind.

6.	�wie sie vor dem Hintergrund der Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts 
(BVerfG) hinsichtlich des Haushaltsgrundsatzes der Jährigkeit die Verwendung 
der aufgenommenen Schulden seit 2020 bewertet;

7.	�ob aus ihrer Sicht nach dem Urteil des BVerfG in den Jahren 2022 und 2023 
eine weitere Feststellung der Notlage zur Kreditaufnahme und/oder zur Ver-
ausgabung notwendig gewesen wäre bzw. ist;

Zu 6. und 7.:

Die Notlage wurde in den Jahren 2020 und 2021 erklärt und entsprechend Not
lagenkredite mit Tilgungsplan vom Landtag beschlossen. Die Coronaeinwilligun-
gen in beiden Jahren übersteigen die Summe der Notlagenkredite (siehe Antwort 
zu Ziffer 1).

Eine notlagenbedingte Kreditaufnahme erfolgte im Jahr 2022 nicht. Es erfolgte 
vielmehr eine Sondertilgung in Höhe von 942 Millionen Euro. 

Die Verwendung der Kredite aus der Konjunkturkomponente erfolgt zur Abmil-
derung konjunktureller Schwankungen und ist nicht an das Bestehen einer Notlage 
gebunden. Inwieweit sich möglicherweise konkrete Auswirkungen des BVerfG-
Urteils vom 15. November 2023 für Baden-Württemberg ergeben könnten, wird 
durch einen externen Gutachter geklärt.



Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 5849

6

8.	�auf welcher Berechnungsgrundlage die Aussage des Finanzministers in der Re-
gierungspressekonferenz vom 7. November beruht, dass im Falle eines Nach-
tragshaushalts das Land 1,4 Milliarden Euro mehr tilgen müsse als im Doppel-
haushalt 2023/2024 vorgesehen;

Zu 8.:

Die Aussage des Finanzministers bezieht sich auf mögliche Anpassungsbedarfe, 
die durch Nachtragshaushalte in 2023 und 2024 entstehen könnten. In diesem Fall 
wäre auch die Konjunkturkomponente neu zu berechnen. Diese basiert aktuell 
auf der Herbstprojektion 2023 der Bundesregierung. Aufgrund des nominal höhe-
ren Wachstums und der damit geringeren Konjunkturkomponente ergibt sich auf 
dieser Basis im Jahr 2023 eine niedrigere Nettokreditaufnahme und im Jahr 2024 
eine höhere Tilgungsverpflichtung. 

Da im Haushaltsjahr 2023 kein Nachtrag zum Haushalt vorgenommen wurde, 
wird die sich ergebende Differenz zwischen veranschlagter (ex-ante) und zulässi-
ger (ex-post) Nettokreditaufnahme nach § 18 Absatz 7 Landeshaushaltsordnung für 
Baden-Württemberg (LHO) auf das Kontrollkonto gebucht. 

Sollte im Haushaltsjahr 2024 ein Nachtrag beschlossen werden, so wäre die Kon-
junkturkomponente entsprechend der konjunkturellen Lage in 2024 anzupassen.

9.	�welche Schuldentilgung sie aktuell aufgrund des Tilgungsplans der Ausnahme-
schulden sowie bei der Konjunkturentwicklung plant;

Zu 9.:

Das Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur Feststellung einer Naturkatastrophe, 
der Höhe der Ausnahmekomponente und zur Festlegung eines Tilgungsplans nach 
§ 18 Absatz 6 der Landeshaushaltsordnung für Baden-Württemberg vom 22. Juli 
2021 (GBl S. 659) sieht einen jährlichen Tilgungsbetrag i. H. v. knapp 326 Milli-
onen Euro ab 2024 über eine Dauer von 25 Jahre vor. 

Eine mögliche Tilgung von Konjunkturkrediten ergibt sich aus der symmetri-
schen Berechnungsmethode.

10.	�wie ihr Plan zur Tilgung der aufgenommenen Schuldenrechte vor 2020 (soge-
nannten Altschulden) ist, und wie sich aktuell die Zinsbelastungsentwicklung 
aus den aufgenommenen Krediten darstellt;

11.	wann sie einen Plan zur Rückgabe welcher Verschuldungsrechte vorlegt;

Zu 10. und 11.:

Es gibt keinen Tilgungsplan für Schuldrechte vor 2020. Gemäß § 4 Absatz 2 
Gesetz über die Feststellung des Staatshaushaltsplans von Baden-Württemberg 
für die Haushaltsjahre 2023/2024 (Staatshaushaltsgesetz 2023/2024 – StHG 
2023/2024) gibt es ein Recht auf Anschlussfinanzierung.

In der Mittelfristigen Finanzplanung 2022 bis 2026 (Mifrifi) wurde die Planung 
zu den Zinsausgaben veröffentlicht. Diese Planung sieht folgende Entwicklung vor:
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Die Entwicklung der Zinsausgaben berücksichtigt sowohl das höhere Zinsniveau 
als auch Risikoaufschläge. Diese decken eine weitere Verschlechterung der Kon-
ditionen ab. Zudem wird konservativ von einem Abfluss der Rücklagen und Aus-
gabereste und einem entsprechenden Finanzierungsbedarf ausgegangen. Die Zins-
belastung steigt, im Vergleich mit dem Bund, deutlich verzögert. Grund hierfür ist 
eine längere Zinsbindung in Baden-Württemberg.

Eine Rückgabe der Verschuldungsrechte ist nicht vorgesehen.

12.	�welche Folgen für ihre Handlungsweisen hinsichtlich Schuldenmanagement 
oder Liquidität etc. sie aus dem Urteil des Bundesverfassungsgerichts vom  
15. November 2023 (2 BvF 1/22) ableitet;

Zu 12.:

Das Urteil wird hinsichtlich möglicher Folgen umfassend analysiert. Das Land 
wird dabei von Prof. Dr. Hanno Kube von der Universität Heidelberg unterstützt. 
Sollten sich Änderungsbedarfe ergeben, werden in geeigneter Weise Anpassun-
gen der Regelungen und Handlungsweisen erfolgen.

13.	�wie sie im Lichte der Aussage des Urteils hinsichtlich der notwendigen Zu-
rechnung der Nutzung von früher eingeräumten Krediten zu den Schulden-
bremse-Regeln des Jahrs der Nutzung eine ggf. geplante Verwendung der bis 
zu 24 Milliarden ungenutzter Kreditrechte bewertet;

Zu 13.:

Das Urteil des Bundesverfassungsgerichts bezieht sich auf Neuverschuldung im 
Rahmen der Notlagen- bzw. Naturkatastrophenklausel der Schuldenbremse, also 
auf die Nettokreditermächtigungen.

Vom Urteil nicht berührt ist unter anderem die über § 18 LHO Absatz 10 gere-
gelte Praxis der aufgeschobenen Kreditaufnahme. Diese Regelung ermöglicht die 
tatsächliche Kreditaufnahme temporär aufzuschieben und dann zu tätigen, wenn 
sie im Gesamthaushalt für Auszahlungen unter Einbeziehung des Liquiditätsma-
nagements benötigt wird. Dieses Vorgehen spart dem Landeshaushalt Finanzie-
rungskosten.

Die aufgeschobene Kreditaufnahme entsteht bei nicht getätigten Anschlussfinan-
zierungen. Gründe hierfür sind zum Beispiel verzögerter Mittelabfluss oder noch 
nicht erfolgte Entnahmen aus Rücklagen. Sie ist ein Instrument zum wirtschaft-
lichen Umgang mit Bruttokreditermächtigungen. Die aufgeschobene Kreditauf-
nahme steht nicht für neue Ausgaben bereit, ist also keine Regelung zur Neuver-
schuldung.

Dies bestätigte der Rechnungshof zuletzt in seiner Denkschrift 2023.

14.	�wie sie heute die Befüllung des Programms „Zukunftsland BW – stärker aus 
der Krise“ mit Mitteln aus der Schuldenaufnahme des Zweiten Nachtrags im 
Oktober 2020 hinsichtlich des Veranlassungszusammenhangs zur Pandemie – 
auch hinsichtlich der Gesetzesbegründung – bewertet;

Zu 14.:

Ein solcher Veranlassungszusammenhang besteht nicht, da die Rücklage nicht 
aus Mitteln der Coronanotlagenkredite befüllt wurde. Im Übrigen gelten die zuvor 
ausgeführten Hinweise auf das erteilte Rechtsgutachten.
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15.	�welche Konkretisierungen sie ggf. in der Landeshaushaltsordnung oder/und 
in der Landesverfassung aufgrund des Urteils des Bundesverfassungsgerichts 
als notwendig ansieht und wann sie plant, diese zu diskutieren bzw. vorzulegen;

Zu 15.:

Inwieweit sich möglicherweise aufgrund des Urteils Änderungsbedarfe ergeben, 
wird aktuell geprüft. Es gelten die Ausführungen zu Ziffer 12.

II.	� alle bisher nicht genutzten Schuldenrechte aus der Zeit zwischen 2020 und 
2022 sowohl aus der Ausnahme- als auch der Konjunkturkomponente schnellst-
möglich zurückzugeben sowie die verwendeten Mittel der mit Schulden aus 
dieser Zeit finanzierten Programme ohne Coronabezug im Sinne des Bundes-
verfassungsgerichtsurteils ebenfalls schnellstmöglich zu tilgen.

Auf die Ausführungen zu I. wird verwiesen. Inwieweit sich möglicherweise kon-
krete Auswirkungen des BVerfG-Urteils vom 15. November 2023 für Baden-
Württemberg ergeben könnten, wird durch ein Gutachten von Prof. Dr. Hanno 
Kube geklärt.

Dr. Bayaz
Minister für Finanzen
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